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begrifflich der Unterschied zwischen einem bedingten und 
befristeten Vertrag aufgehoben. Dies würde aber dem 
Umstand nicht gerecht, daß sich ein befristetes Rechtsver­
hältnis gegenüber einem auflösend bedingten durch Berechen­
barkeit und damit durch ein höheres Maß an Stabilität aus­
zeichnet.

Das eine Frist beendende Ereignis i. S. des § 471 Abs. 2 
ZGB ist deshalb nicht als zukünftig ungewisser Vorgang 
(Bedingung) zu interpretieren, sondern als zukünftig gewisser 
Vorgang, der sich kalendarisch bestimmen läßt oder der den 
fraglichen Zeitraum in gewisser Weise berechenbar macht 
(z. B. leihweise Überlassung eines Gegenstandes bis zur 
Beendigung des Studiums, Beendigung einer Frist bei Er­
reichung eines bestimmten Lebensalters).

Unabhängig aber davon, wie die Regelung des § 471 Abs. 2 
ZGB zu verstehen ist, kann die These vertreten werden, daß 
eine Frist zwar ein genau bestimmter oder bestimmbarer 
Zeitraum ist, daß es sich aber nicht bei jedem durch dieses 
Merkmal gekennzeichneten Zeitraum um eine Frist handelt. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist auch zu beurteilen, welchen 
Charakter Zeitumstände haben, die den Lauf von Fristen 
beeinflussen und die, wie z. B. im Fall des § 154 Abs. 1 ZGB, 
Fristen verlängern. Eine solche Einflußnahme ist in zahl­
reichen Fällen vorgesehen, so z. B. bei allen Gründen, die 
eine Verjährung hemmen. Die in § 477 Abs. 1 ZGB ange­
gebenen Zeiträume sind grundsätzlich erst im nachhinein 
bestimmbar und nicht unter dem Gesichtspunkt festgelegt, 
daß sie zur Wahrnehmung von Rechten, zur Erfüllung von 
Pflichten usw. zu nutzen sind. Es ist lediglich ein Zeitraum 
beschrieben, der eine wirkliche Frist, d. h. einen genau be­
stimmten Zeitraum, den ein Anspruchsberechtigter zur Ver­
meidung von Rechtsverlusten (Verjährung) nutzen muß, ver­
längert. Dieser in sich abgeschlossene Zeitraum unterliegt 
deshalb auch nicht der Berechnungsregel für Fristen, sondern 
ist als reale Zeitdauer mit dem Kalendertag als hier kleinste 
Zeiteinheit in Ansatz zu bringen.

Gleiches gilt für den Zeitraum von der Mängelanzeige bis 
zur Rückgabe der Ware gemäß § 154 Abs. 1 ZGB. Er unter­
liegt nicht der Bewertung, ob er eingehalten wurde oder 
nicht, ob sich hieraus Rechtsfolgen ergeben u. ä. Für eine 
solche Bewertung wären als Kriterien heranzuziehen die 
Nachbesserungsfristen gemäß § 152 Abs. 3 ZGB i. V. m. § 3 der 
(1.) DVO zum ZGB, aus deren Nichteinhaltung sich auch 
Rechtsfolgen ergeben. Ob diese Fristen eingehalten werden 
oder nicht, hat aber auf die Anrechnung des Zeitraums 
gemäß § 154 Abs. 1 ZGB auf die Garantiezeit (-frist) keinen 
Einfluß. Deshalb regelt § 154 Abs. 1 ZGB nicht die Summie­
rung von zwei Fristen, sondern die Verlängerung einer Frist 
durch einen abgelaufenen realen Zeitraum.
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Zum Kernproblem der Diskussion über die Garantiezeitver­
längerung bei Nachbesserung ist die Frage geworden, ob der 
Zeitraum der Verlängerung der Garantiezeit (§ 154 Abs. 1 
ZGB) eine Frist i. S. des § 470 f. ZGB ist.

Unumstritten ist die Auffassung, daß unter einer Frist ein 
genau bestimmter oder bestimmbarer Zeitraum zu verstehen 
ist. Wir stellen die These in Frage, alle Zeitbestimmungen 
des ZGB seien generell und unabdingbar eine Frist i. S. des 
§ 470 f. ZGB und deshalb gemäß § 470 f. ZGB zu berechnen.1 
Gerade unser Anliegen, eine möglichst auch zeitlich umfas­
sende Gebrauchswertgarantie zu sichern, läßt dies geboten 
erscheinen.

Man kann sich natürlich unter Bezugnahme auf die unbe­
stritten grundsätzliche Bedeutung der Fristenregelungen des 
ZGB auf den Standpunkt stellen, daß a l l e  Zeiträume, 
deren Anfang und Ende bestimmbar sind, als Fristen i. S. 
§ 470 f. ZGB zu behandeln sind. Diese u. E. undifferenzierte 
Herangehensweise hätte zweifelsohne den Vorzug der Ein­
heitlichkeit und der Vereinfachung der Gesetzesanwendung, 
muß sich aber der Frage stellen, ob das Ergebnis in jedem 
Fall auch rechtspolitisch befriedigend ausfällt.

Begreift man den Zeitraum von der Mängelanzeige bis 
zur Rückgabe der nachgebesserten Ware an den Käufer als 
Frist i. S. des § 470 f. ZGB, so bedeutet das, es geht ein Tag 
der Gebrauchswertgarantiezeit verloren.1 2 Auf die rechtspoli­
tischen und rechtssystematischen Aspekte, die gegen eine 
solche Gesetzesanwendung sprechen, sind wir in unserem 
Beitrag in NJ 1987, Heft 11, S. 462, eingegangen. Betont sei: 
Das Rechtsinstitut der Gebrauchswertgarantie stellt sich für 
den Käufer als das Instrument dar, das möglichst voll­
ständig und umfassend die eingetretene Gebrauchswertbe­
einträchtigung kompensiert. Das ZGB zielt darauf ab, alle 
materiellen Nachteile, die aus dem Auftreten des Mangels 
resultieren, zu begrenzen und auszugleichen. Ganz sicher ist 
es für den Käufer vor allem auch wichtig, daß ihm im 
Garantiefall die Möglichkeit der Prüfung für die volle 
Garantiezeit erhalten bleibt.3

Da ohnehin die in der Regel nicht erst am Tag der Gel­
tendmachung eingetretene Einschränkung oder Unmöglich­
keit der Nutzung der Ware ohne rechtliche Berücksichtigung 
bleibt, ist das Argument von W. Huribeck (NJ 1988, Heft 6,
S. 250), daß „der Tag der Rückgabe der Ware vollständig in die 
Frist eingeht“ und der Käufer ja nun schon wieder ab 
Abholung z. B. in den Mittagsstunden die Ware nutzen kann, 
u. E. nur schwach; auf jeden Fall kommt bei Anwendung der 
Fristenberechnungsregel kein voller Tag Garantiezeitverlän­
gerung zustande.

Ein weiteres Argument für unsere Auffassung, den in 
§ 154 Abs. 1 ZGB charakterisierten Zeitraum nicht als Frist
i. S. des § 470 f. ZGB anzusehen, sondern als eigenständige, 
originär für den Garantiefall vorgesehene Bestimmung über 
die Verlängerung, die aus sich selbst heraus hinreichend 
erklärt ist, ist u. E. das Anliegen der Fristenregelung selbst. 
Gemäß § 149 Abs. 1 ZGB beginnt die sechsmonatige Garantie­
zeit mit der Übergabe der Ware an den Käufer. Der Lauf der 
Garantiefrist wird jedoch gemäß § 470 Abs. 1 ZGB erst am 
darauffolgenden Tag in Gang gesetzt. Durch diese Berech­
nungsmodalität wird gewährleistet, daß immer und unab­
hängig vom Zeitpunkt der Übergabe (Tageszeit) die volle 
Garantiezeit gewährt wird. Das ist u. E. eine sehr sorgfältige, 
den Interessen des Käufers Rechnung tragende Konstruktion.

Kann man diese positive Wertung aber auch dann treffen, 
wenn die Regelung auf die Verlängerung der Garantiezeit 
bei Nachbesserung angewandt wird? Die den Käuferinter­
essen entgegenkommende Regelung verkehrt sich hier hin­
sichtlich ihrer Wirkungen ins Gegenteil; der Käufer büßt 
einen Tag der Garantiezeit ein. Es fällt schwer zu glauben, 
daß dies gesetzgeberische Absicht sei, zumal ja auch ohne 
Anwendung der Fristenberechnungsregeln feststellbar wäre, 
um welchen Zeitraum sich die Garantiezeit verlängert.

Aus der Ausgestaltung der Nachbesserungs f r i s te n 
(§152 Abs. 3 ZGB; §3 der [1.] DVO zum ZGB) kann u. E. 
ebenfalls nur eine unsere Argumentation stützende Schluß­
folgerung gezogen werden. Im Interesse des Käufers sollen 
die in § 3 Abs. 1 der (1.) DVO zum ZGB genannten Fristen 
unterschritten werden, sie dürfen aber nicht überschritten 
werden. Konsequenterweise regelt § 3 Abs. 4 der (1.) DVO 
zum ZGB, daß diese Höchstfristen mit der Geltendmachung 
des Mangels beginnen. Es wäre u. E. sinnwidrig anzunehmen, 
daß das Ziel, die Nachbesserungsfristen für die Garantiever­
pflichteten durchzusetzen, dadurch erreicht würde, daß nun 
auch hier § 470 f. ZGB Anwendung fände. Eine dem Anliegen 
der Regelung von verbindlichen Nachbesserungshöchstfristen 
gerecht werdende Gesetzesanwendung kann u. E. nur erfolgen, 
wenn man § 3 Abs. 4 der (1.) DVO zum ZGB als lex specialis 
gegenüber den Regelungen des § 470 f. ZGB ansieht, die ja — 
was möglicherweise gelegentlich übersehen wird — disposi­
tiver Natur sind.

Noch ein Argument, daß bei der Rechtsanwendung durch­
aus nicht jeder Zeitraum als Frist mit der Folge einer auto­
matischen Anwendung der Fristenberechnungsregeln gemäß 
§ 470 f. ZGB angesehen werden muß, zeigt sich bei näherer 
Betrachtung der Hemmung der Verjährung. Die Hemmung 
der Verjährung (vgl. §§ 477 Abs. 1, 480 Abs. 4 ZGB) bedeutet, 
daß der jeweilige Zeitraum, für den der Hemmungsgrund 
vorliegt, nicht in die Verjährungsfrist eingerechnet wird. Die

1 Vgl. z. B. W. Börner/T. Theel in NJ 1988, Heft 6, S. 250, wo sie 
ausführen: „Aus rechtssystematischer Sicht findet sich im ZGB 
kein Hinweis darauf, daß sich gerade § 154 Abs. 1 ZGB aus sich 
selbst heraus erklärt und nicht der Fristenregelung des § 470 ZGB 
unterliegt.“

2 Auch bei Nachbesserungen im Zusammenhang mit hauswirt­
schaftlichen Dienstleistungen und Reparaturen darf u. E. § 470 f. 
ZGB nicht entgegen dem Anliegen des § 181 Abs. 1 ZGB angewandt 
werden.

3 Vgl. auch Fragen und Antworten, NJ 1976, Heft 14, S. 431.


